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Stellungnahme zum Anhörungsverfahren  gem.  § 79 der Geschäfts-
ordnung des Thüringer Landtags; 
Fünftes Gesetz zur Änderung der Verfassung des Freistaats Thü-
ringen - Einführung des Staatsziels der Ehrenamtsförderung  

Sehr geehrte Damen und Herren, 

zum Anhörungsverfahren  gem.  § 79 der Geschäftsordnung des 
Thüringern Landtags zum Fünften Gesetz zur Änderung der Verfas-
sung des Freistaates Thüringen - Einführung des Staatsziel der Eh-
renamtsförderung nehmen die JuLis - Junge Liberale Thüringen 
e.V., insbesondere zu den von Ihnen genannten Fragen, wie folgt 
Stellung: 

LFrage:  Kann die Aufnahme des entsprechenden Staatsziels Ihrer 
Meinung nach in Ihrem Tätigkeitsfeld eine konkrete Wirkung ent-
falten?Wenn ja, inwiefern? 

Grundsätzlich können wir als JuLis - Junge Liberale Thüringen e.V. 
feststellen, dass unsere ehrenamtliche Arbeit mit den aktuellen ge-
setzlichen Regelungen vollständig in Einklang zu bringen ist. Auch 
unsere Arbeit ist bereits durch die bestehenden verfassungsrecht- 
lichen Regelungen geschützt, sodass unsere Arbeit im Grunde 
fristig gesichert ist. 

Allerdings ist es wünschenswert, dass insbesondere die politische 
Jugendarbeit mehr finanzielle Unterstützung seitens des Freistaat 
Thüringen erhält. Die tägliche Arbeit der politischen Jugendver-
bände leistet einen allgemeinen Dienst zu Vermittlung von demo-
kratischen Grundwerten und der Emanzipation von Jugendlichen. 
Diese Arbeit wird derzeit dadurch erschwert, dass langfristige Pro-
jekte nicht möglich oder gefährdet sind, weil die Frage der unter-
stützenden Finanzierung durch Fördermittel von zukünftigen Pro-
jekten derzeit eng mit dem Fraktionsstatus der dem politischen Ju-
gendverband nahestehenden politischen Parteien verbunden und 
davon abhängig ist. Insofern sehen wir in der Aufnahme eines 



entsprechenden Staatsziel zur Förderung des Ehrenamtes die Mög-
lichkeit, dass dieses auch auf unsere Arbeit einen positiven Effekt 
entfaltet kann und damit eine bessere Gesetzesgrundlage für zu-
künftige staatliche Förderung von jungendpolitischen Verbänden 
darstellt. 

2. Frage:  Ist die Aufnahme des entsprechenden Staatsziels eine Ver-
besserung oder sind aus ihrer Sicht (auch) andere Magnahme not-
wendig/sinnvoll? 

Für uns stellt nur die Aufnahme des entsprechenden Staatsziels 
keine Verbesserung dar. Viel mehr wirkt dieses Ziel eher wie eine 
Worthülse, die für sich betrachtet keinen wirklichen Mehrwert für 
das Ehrenamt darstellt. Vielmehr würde es uns als Verein, in dem 
eine Vielzahl von jungen Menschen ehrenamtlich tätig sind, helfen, 
wenn wir insbesondere bei Fragen des Datenschutzes und auch bei 
der Beantragung von finanziellen Unterstützungen mit deutlich 
einfacheren Formalia konfrontiert werden. Es muss mehr die we-
sentlichen Aspekte des Ehrenamts im Fokus der Arbeit stehen, an-
statt die Einhaltung von bürokratischen Formalien. Nur so kann 
mehr Zeit für die eigentliche Arbeit, z.B. für die Durchführung von 
Veranstaltungen, zur Verfügung stehen und Planungssicherheit 
hergestellt werden. 

Weiterhin wäre es von Vorteil, wenn die verbleibenden notwendi-
gen bürokratischen Arbeiten soweit es geht in digitaler Form erle-
digt werden können, um einen zusätzlichen Zeitgewinn zu errei-
chen und die Abstimmungen mit den Behörden erleichtert wird. 

3. Frage:  Welche Dimension muss ein Staatsziel Nachhaltigkeit im 
Rahmen einer Landesverfassung abbilden? In Welchem Umfang 
werden die vorgeschlagenen Formulierung dem Gerecht? 

In der Frage der Nachhaltigkeit dürfen nicht nur umweltpolitische 
Aspekte berücksichtigt werden, sondern auch die Frage der Gene-
rationengerechtigkeit ist ein wichtiger Aspekt, um Nachhaltigkeit 
weitfassend zu formulieren. Der Grundsatz vieler politischer Ent-
scheidungen der Vergangenheit muss wieder greifen: „Den zukünf-
tigen Generationen muss es besser gehen als der jetzigen.". Wenn 
der Fokus des politischen Handels vermehrt auf die Grundsätze der 
Generationengerechtigkeit gerichtet wird, können auch zukünftig, 
durch Innovation und durch zukunftsorientierte Lösungsansätze, 
ökologische Probleme bewältigt werden. Durch eine langfristige 
Betrachtung des politischen Handelns kann besonders der Aus-
gleich zwischen Ökologie, Ökonomie und Sozialem gefördert wer-
den. In einer Zeit in der die ökologische Frage nicht nur als einziges 
gesellschaftliche Problem das langfristig das Leben in Thüringen, 
Deutschland und Europa verändert, braucht es im langfristigen 
Denken auch Lösungen für den demographischen Wandel, Infra-
strukturstau und für die schlecht Ausstattung von Schulen und da 
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bietet der Aspekt der Generationengerechtigkeit einen vielfältigen 
Lösungsansatz. 

Allgemein sehen wir keine Notwendigkeit diese Frage in den Ver-
fassungsrang zu heben, da weder die Fragen des Ehrenamts noch 
die Fragen der Nachhaltigkeit die Abwehrrechte vor staatlicher 
Willkür stärken. Bereits in der jetzigen Form erfährt das Ehrenamt 
einen verfassungsrechtlichen Schutz. Bei der Frage der Nachhaltig-
keit findet sich in keinem der Vorschläge eine ausreichende und 
umfassende Formulierung für eine langfristige und vielfältige Defi-
nition des Begriffes „Nachhaltigkeit". 

Der Vorschlag der CDU greift mit seiner Formulierung des Artikel 
16b zu kurz, weil in dieser Formulierung keine Verantwortung defi-
niert wird und somit auch staatliches Handeln durch diese Formu-
lierung nicht beeinträchtigt wird. Der Vorschlag von Linken, SPD 
und Bündnis 90/die Grünen greift in seiner Definition des Begriffes 
Nachhaltigkeit ebenfalls zu kurz, da diese ausschließlich auf den 
Begriff der Umwelt beschränkt ist. Das ist selbstverständlich ein 
wichtiges Element von Nachhaltigkeit, mithin ist es aber nicht aus-
reichend, um einen Verfassungsrang für die Nachhaltigkeit zu be-
gründen. 

Allgemein ist die Intention der Anträge nicht förderlich, da durch 
eine zunehmende Ergänzung der Landesverfassung mit Themenge-
bieten, in gewisser Weise den Geist und die Intentionen einer Ver-
fassung verwässern. Im Grunde sollte bei solchen Änderungswün-
schen bedacht werden, dass eine Verfassung als Rechtsordnung nur 
die Leitlinien vorzugeben hat und nicht jede aktuelle Frage mit einer 
Verfassungslö  sung  geklärt werden sollte. 
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